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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 12 R 2/16 BH 
 
L 3 R 832/15 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 17 R 226/13 (SG Münster) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Westfalen, 
Gartenstraße 194, 48147 Münster, 
 
 Beklagte. 
 

 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. September 2016 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e r n s d o r f f     

und die Richterin   Dr.  K ö r n e r     

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 14. März 2016 

Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten vor allem darüber, ob der Kläger als Erwerbsunfähigkeitsrentner einen 

Beitragszuschlag für kinderlose Versicherte in der sozialen Pflegeversicherung zu zahlen hat. 

 

Der Kläger beantragt mit einem beim BSG am 7.5.2016 eingegangenen Schreiben unter Vor-

lage einer Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, ihm für das Verfah-

ren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG Nordrhein-

Westfalen vom 14.3.2016, zugestellt am 13.4.2016, Prozesskostenhilfe (PKH) zu bewilligen. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO kann 

einem Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt (und ein 

Rechtsanwalt als Prozessbevollmächtigter beigeordnet) werden, wenn die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Diese Voraussetzung liegt nicht vor, 

denn voraussichtlich könnte auch eine Begründung der Beschwerde durch einen Rechtsanwalt 

nicht zur Zulassung der Revision nach §§ 160a, 160 Abs 2 SGG führen. 

 

Das BSG darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Entscheidung des LSG nur 

dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 

 

Dagegen ist die bloße Behauptung der Unrichtigkeit einer Berufungsentscheidung kein Revisi-

onszulassungsgrund. 

 

Die Durchsicht der Akten hat keinen Hinweis auf das Vorliegen eines der oben genannten 

Gründe ergeben. Es ist nicht ersichtlich, dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung haben 

könnte. Dies wäre nur dann der Fall, wenn sich eine nach dem Stand von Rechtsprechung und 

Lehre nicht ohne Weiteres zu beantwortende Rechtsfrage stellen würde, deren Klärung über 

den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung 

im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das Re-

visionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist. Anhaltspunkte hierfür sind nicht ersichtlich. Mit 

dem (allgemeinen) Einwand, ihm stehe zur Überprüfung PKH zu, weil "die Angelegenheit nicht 

eindeutig" sei, könnte der Kläger die Zulassung der Revision nicht erreichen. 
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Auch ist nicht ersichtlich, dass das Urteil des LSG von der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

abweichen könnte. Schließlich fehlen auch Anhaltspunkte dafür, dass gegen die Entscheidung 

des LSG durchgreifende Verfahrensrügen erhoben werden könnten. Dies gilt auch, soweit es 

das Absehen von einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe nach § 153 Abs 2 SGG 

betrifft. 

7 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESSOZIALGERICHT

